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3 DIE MANDANTEN I INFORMATION  

      

Themen dieser Ausgabe 

   

 
◼ Hausrat bei doppelter Haushaltsführung 

◼ Verlustbescheinigung bis zum 15.12.2019  

beantragen 

◼ Neue Sonderabschreibung für Neubauten 

 
◼ Spendenabzug nach vorheriger Schenkung  

unter Ehegatten 

◼ Zinsen werden vorläufig festgesetzt 

◼ Gehaltstipp: Urlaubsanspruch in der Elternzeit 

 

   

    

Ausgabe Nr. 3/2019  
 

   

Sehr geehrte Mandantin,  

sehr geehrter Mandant, 

nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuerrecht und einen Gehaltstipp für 

Sie zusammengestellt. 

 

 STEUERRECHT 

 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

Kosten für notwendigen Hausrat bei 

doppelter Haushaltsführung abziehbar 

Ein Arbeitnehmer kann im Rahmen einer doppelten Haus-

haltsführung die Kosten für die notwendige Einrichtung der 

Wohnung auch dann absetzen, wenn der gesetzliche 

Höchstbetrag von 1.000 €/Monat für die Unterkunft ausge-

schöpft ist. Der Höchstbetrag gilt nämlich lediglich für die 

Kosten der Unterkunft, nicht aber für die notwendige Einrich-

tung der Wohnung. 

Hintergrund: Von einer doppelten Haushaltsführung spricht 

man, wenn der Arbeitnehmer an seinem Lebensmittelpunkt 

eine Hauptwohnung bewohnt und außerhalb dieses Ortes 

arbeitet und am Beschäftigungsort eine Zweitwohnung un-

terhält. Der Arbeitnehmer kann seit dem Veranlagungszeit-

raum 2014 die Kosten für die Nutzung der Zweitwohnung mit 

höchstens 1.000 € im Monat absetzen. 

Sachverhalt: Der Kläger und seine Ehefrau wohnten in A-

Stadt, der Kläger arbeitete seit Mai 2014 in B-Stadt, wo er 

ab dem 1.6.2014 eine Wohnung anmietete. Er machte 

http://www.niemann-stbg.de/
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insgesamt rund 10.300 € für die Wohnung in B-Stadt gel-

tend; hiervon entfielen ca. 4.000 € auf die Anschaffung von 

Hausrat, d.h. auf geringwertige Wirtschaftsgüter sowie auf 

Abschreibungen auf den Hausrat. Das Finanzamt erkannte 

nur den gesetzlichen Höchstbetrag i.H.v. 1000 €/Monat an. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) dagegen er-

kannte sämtliche Kosten für die Wohnung an: 

◼ Zu den Werbungskosten einer doppelten Haushaltsfüh-

rung gehören neben den Aufwendungen für Familienheim-

fahrten und Verpflegungsmehraufwendungen auch die 

notwendigen Kosten der Unterkunft, zu denen neben der 

Miete auch die Kosten für die erforderliche Hauseinrichtung 

gehören. 

◼ Zwar hat der Gesetzgeber die abziehbaren Kosten für die 

Nutzung der Unterkunft auf monatlich 1.000 € begrenzt. 

Unter die Begrenzung fallen jedoch nur die Kosten für den 

Gebrauch der Wohnung, also die Miete sowie die warmen 

und kalten Betriebskosten einschließlich der Stromkosten. 

Bei einer Eigentumswohnung am Beschäftigungsort gehö-

ren hierzu die Anschaffungs- oder Herstellungskosten so-

wie die Zinsen für Fremdkapital, soweit sie auf den Zeit-

raum der Nutzung entfallen. Die Kosten für die notwendige 

Wohnungseinrichtung sind von der Höchstbetragsbegren-

zung nicht umfasst. 

◼ Die Kosten für die Wohnungseinrichtung sind Anschaf-

fungskosten für die Einrichtungsgegenstände bzw. Ab-

schreibungen auf die Einrichtung, nicht aber Kosten für die 

Nutzung der Wohnung. Sie fallen auch nicht monatlich an, 

sondern i.d.R. geballt bei Bezug der Zweitwohnung am Be-

schäftigungsort. 

Hinweise: Der BFH widerspricht damit der Auffassung der 

Finanzverwaltung, die den Höchstbetrag von monatlich 

1.000 € auch auf die Kosten für die Wohnungseinrichtung 

anwenden will. Betroffene können sich nun auf die aktuelle 

BFH-Rechtsprechung berufen. 

Mietet der Arbeitnehmer eine möblierte Wohnung an, ist der 

Mietpreis aufzuteilen in eine Miete für die eigentliche Woh-

nung und in eine Miete für die Möbel, sofern nicht bereits der 

Mietvertrag eine Aufteilung enthält; die auf die Möbel entfal-

lende Miete ist unbeschränkt abziehbar. 

Kapitalanleger 

Verlustbescheinigungen bis zum 
15.12.2019 beantragen 

Kapitalanleger, die z. B.  

◼ bei mehreren Banken Wertpapierdepots oder  

◼ bei einer Bank mehrere Depots unterhalten oder  

◼ daneben noch Investmentdepots bei der bankeigenen 

Fondsgesellschaft unterhalten,  

müssen den Stichtag 15.12.2019 beachten. Denn in diesen 

Fällen ist eine Verlustverrechnung im selben Jahr aus-

schließlich im Rahmen der Einkommensteuererklärung 

möglich. Die zu viel gezahlte Abgeltungsteuer wird dann in-

soweit erstattet, als eine Verrechnung der Gewinne mit Ver-

lusten erfolgt. Dazu sind bei der Einkommensteuererklärung 

2019 Verlustbescheinigungen vorzulegen, die bei den 

Geldinstituten bis zum 15.12.2019 beantragt werden kön-

nen; es handelt sich hierbei um eine Ausschlussfrist. Wird 

die Frist versäumt, werden die Verluste automatisch auf das 

Folgejahr übertragen und können nicht im Rahmen der Ein-

kommensteuererklärung mit Gewinnen bei anderen Banken 

verrechnet werden. 

Vermieter 

Neue Sonderabschreibung für Neubauten 

Der Bundesrat hat am 28.06.2019 dem Gesetz über die 

neue Sonderabschreibung von 5 % für neue Mietwohnun-

gen überraschend zugestimmt, nachdem die Länderkammer 

Ende 2018 die Abstimmung über das Gesetz kurzfristig von 

der Tagesordnung genommen hatte. Das Gesetz kann nun 

nach dessen Verkündung in Kraft treten. 

Mit dem Gesetz wird die Errichtung neuen Wohnraums 

durch Einführung einer Sonderabschreibung in Höhe von 

5 % jährlich für eine Abschreibungsdauer von vier Jahren 

gefördert. Die Wohnungen müssen der Vermietung dienen, 

der Bauantrag muss zwischen dem 1.09.2018 bis 

31.12.2021 gestellt worden sein, und die Anschaffungs- 

bzw. Herstellungskosten dürfen max. 3.000 € pro Quadrat-

meter betragen. 

Wesentliche Regelungen des Gesetzes: 

1. Voraussetzungen der Sonderabschreibung 

Begünstigt ist die Anschaffung oder Herstellung neuer Woh-

nungen in neuen wie auch in bestehenden Gebäuden. Der 

Bauantrag muss nach dem 31.08.2018 und vor dem 

1.1.2022 gestellt worden sein. 

Hinweis: Wird die Wohnung gekauft, muss sie im selben 

Jahr fertiggestellt worden sein. Die Sonderabschreibung 

steht dann dem Käufer zu, nicht aber dem Hersteller. 

Die Wohnung muss in Deutschland, der EU oder in anderen 

Staaten liegen, die sich zur Amtshilfe auf EU-Niveau ver-

pflichtet haben. 

Hinweis: Der Gesetzgeber will den Bau günstiger Wohnun-

gen in Deutschland fördern, vor allem in den Ballungsgebie-

ten, fördert aus europarechtlichen Gründen aber auch die 

Schaffung günstigen Wohnraums z. B. in Portugal oder Grie-

chenland und auch in Staaten außerhalb der EU, mit denen 

entsprechende Amtshilfeübereinkommen bestehen.  

Die Wohnung muss im Jahr der Anschaffung oder Herstel-

lung sowie in den neun Folgejahren vermietet werden. Eine 

Mietobergrenze ist nicht vorgesehen. 

Hinweis: Ein vorübergehender Leerstand ist unschädlich, 

wenn die Wohnung zur Vermietung bereitgehalten wird. Eine 

zeitliche Begrenzung des Leerstands ist nicht festgelegt. 

Wichtig ist der Wille zur Vermietung, der sich in den nach 

außen hin erkennbaren Aktivitäten des Vermieters doku-

mentieren muss. Ferienwohnungen sind nicht begünstigt. 

Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten dürfen 3.000 € 

pro Quadratmeter Wohnfläche nicht übersteigen, sog. Bau-

kostenobergrenze. 
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Hinweis: Fallen höhere Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten an, führt dies zum vollständigen Ausschluss der 

Förderung. Auch durch nachträgliche Anschaffungs-/Her-

stellungskosten innerhalb von drei Jahren kann die Ober-

grenze überschritten werden. Die Sonderabschreibung ist 

dann rückgängig zu machen (siehe dazu unter 3.). 

Die Sonderabschreibung wird darüber hinaus nur gewährt, 

soweit die Voraussetzungen der sog. europäischen De-mi-

nimis-Verordnung eingehalten werden. Unter anderem darf 

hiernach der Gesamtbetrag der einem einzigen Unterneh-

men gewährten De-minimis-Beihilfe in einem Zeitraum von 

drei Veranlagungszeiträumen 200.000 € nicht übersteigen. 

Hinweis: Der Gesetzesbegründung zufolge ist für die Ermitt-

lung des Höchstbetrages nicht die Höhe der Sonderab-

schreibung selbst und auch nicht der Steuervorteil, der sich 

aus der Inanspruchnahme jährlich ergibt, entscheidend. 

Maßgeblich ist der wirtschaftliche Vorteil, der durch die vor-

gezogene höhere Abschreibungsmöglichkeit innerhalb des 

fünfzigjährigen Referenzzeitraums entsteht. 

2. Rechtsfolgen 

Im Jahr der Anschaffung oder Herstellung sowie in den drei 

Folgejahren können bis zu 5 % als Sonderabschreibung gel-

tend gemacht werden, in vier Jahren also bis zu 20 %. 

Hinweis: Die Sonderabschreibung wird zusätzlich zur regu-

lären Abschreibung von jährlich 2 % für Vermieter gewährt, 

so dass in den ersten vier Jahren insgesamt 28 % der Kos-

ten abgeschrieben werden können. Für Unternehmer be-

trägt die reguläre Abschreibung jährlich 3,33 % (für vier 

Jahre: 13,32 %), so dass sich in vier Jahren Abschreibungen 

von bis zu 33,32 % ergeben. 

Die Bemessungsgrundlage für die Sonderabschreibung wird 

auf maximal 2.000 € je qm Wohnfläche begrenzt (Förder-

höchstgrenze). Liegen die Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten darunter, sind diese in der tatsächlich angefal-

lenen Höhe der Sonderabschreibung zugrunde zu legen. 

Hinweis: Die Toleranzgrenze zwischen der Förderhöchst-

grenze und der Baukostenobergrenze (s. o. unter 1.) dient 

zum einem dem Härteausgleich bei Kostensteigerungen 

während der Bauphase. Zum anderen sollen regionale Un-

terschiede in den Baupreisen berücksichtigt werden. 

Die Sonderabschreibung wird letztmalig im Veranlagungs-

zeitraum 2026 gewährt. 

Hinweis: Dies gilt auch dann, wenn der vierjährige Sonder-

abschreibungszeitraum noch nicht abgelaufen ist. Dem 

Steuerpflichtigen geht dann die Sonderabschreibung zum 

Teil verloren. Dies droht z. B., wenn er die Wohnung erst im 

Zeitraum 2024 bis 2026 anschafft oder herstellt. 

3. Die Sonderabschreibung wird rückgängig gemacht, 

◼ wenn die Wohnung innerhalb des Zehnjahreszeitraums 

(s.o. unter 1.) nicht mehr vermietet wird, 

◼ wenn die Baukostenobergrenze von 3.000 € durch an-

schaffungsnahe Aufwendungen innerhalb der ersten drei 

Jahre nach Anschaffung oder Herstellung überschritten 

wird (s. Hinweis oben unter 1.), 

◼ wenn die Wohnung in den ersten zehn Jahren steuerfrei 

verkauft wird. 

Hinweis: In der Regel wird der Verkauf in den ersten zehn 

Jahren steuerpflichtig sein, und zwar entweder als gewerbli-

che Einkünfte (bei Unternehmern bzw. gewerblichen Grund-

stückshändlern) oder als Spekulationsgewinn. Ein steuer-

freier Verkauf ist nur dann denkbar, wenn der Steuerpflich-

tige ein eigenes Grundstück bebaut hat, das er schon länger 

in seinem Besitz hatte, und er nicht gewerblich tätig ist. 

Der Antrag auf Sonderabschreibung ist im Rahmen der Ein-

kommen- bzw. Körperschaftsteuererklärung zu stellen. Ein 

sich aus der Inanspruchnahme der Sonderabschreibung er-

gebender Verlust kann bei den Vorauszahlungen oder im 

Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren zugunsten des Steuer-

pflichtigen berücksichtigt werden. 

Alle Steuerzahler 

Spendenabzug nach vorheriger 
Schenkung unter Ehegatten 

Ein Ehegatte kann eine Spende als Sonderausgaben abzie-

hen, wenn ihm der Betrag zuvor vom Ehegatten unter der 

Auflage geschenkt worden ist, einen Teil des geschenkten 

Betrags an einen gemeinnützigen Verein zu spenden. Han-

delt es sich hingegen nicht um eine Schenkung unter Auf-

lage sondern um einen sog. durchlaufenden Posten, kann 

nur der andere Ehegatte die Spende abziehen und benötigt 

hierfür eine auf seinen Namen lautende Spendenbescheini-

gung. 

Hintergrund: Spenden an gemeinnützige Vereine sind als 

Sonderausgabe absetzbar. Die Spende muss u. a. freiwillig 

geleistet werden und den Spender wirtschaftlich belasten. 

Sachverhalt: Die Klägerin erhielt im Januar 2007 von ihrem 

kurz danach verstorbenen Ehemann E einen Betrag von 

400.000 €. Ein notarielles Schenkungsversprechen oder 

eine privatschriftliche Vereinbarung hierzu gab es nicht. Die 

Klägerin spendete insgesamt 130.000 € an zwei gemeinnüt-

zige Vereine und erhielt hierüber Spendenbescheinigungen. 

Das Finanzamt erkannte den geltend gemachten Spenden-

abzug nicht an. 

Entscheidung: Der BFH hielt einen Spendenabzug für mög-

lich und verwies die Sache zur weiteren Aufklärung an das 

Finanzgericht (FG) zurück: 

◼ Sollte E im Innenverhältnis der Ehegatten Spender gewe-

sen sein, so wäre der Betrag von 130.000 € bei der Kläge-

rin nur ein durchlaufender Posten gewesen, so dass nur 

der E die Spende abziehen kann. Hierzu fehlen bislang 

aber auf seinen Namen lautende Spendenbescheinigun-

gen. 

◼ Denkbar ist auch, dass E der Klägerin einen Betrag von 

400.000 € unter der Auflage geschenkt hat, dass die Klä-

gerin einen Teilbetrag von 130.000 € an gemeinnützige 

Vereine spenden muss. In diesem Fall könnte die Klägerin 

die Spende als Sonderausgabe abziehen. 

◼ Denn die Klägerin hätte dann die Spende freiwillig geleis-

tet, obwohl sie aufgrund der Auflage dazu verpflichtet ge-

wesen ist. Entscheidend ist, dass die Klägerin den Schen-

kungsvertrag und damit auch die Auflage freiwillig einge-

gangen ist. 
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◼ Auch wäre die Klägerin aufgrund der Spende wirtschaft-

lich belastet. Zwar hat sie den Spendenbetrag von E er-

halten und ist selbst zunächst nicht belastet. Die wirtschaft-

liche Belastung ist jedoch bei E eingetreten und kann der 

Klägerin aufgrund der Zusammenveranlagung mit E zu-

gerechnet werden. Beim Sonderausgabenabzug werden 

Ehegatten nämlich wie eine Einheit behandelt. 

Hinweise: Das FG muss nun aufklären, ob es sich um eine 

Schenkung unter Auflage oder um einen durchlaufenden 

Posten gehandelt hat. Im ersten Fall wäre der Klage stattzu-

geben. Hingegen wäre bei einem durchlaufenden Posten 

eine Spendenbescheinigung erforderlich, die auf den E lau-

tet; der Sonderausgabenabzug würde damit bei E erfolgen 

und sich aufgrund der Zusammenveranlagung im gemeinsa-

men Steuerbescheid der Eheleute auswirken. 

Zinsen werden vorläufig festgesetzt 

Die Finanzverwaltung ordnet an, dass Zinsfestsetzungen 

künftig mit einem Vorläufigkeitsvermerk versehen werden. 

Damit reagiert sie auf die verfassungsrechtlich umstrittene 

Frage, ob der Zinssatz von 6 % für Nachzahlungszinsen bei 

Steuernachforderungen überhöht ist. Bei einer Zinsfestset-

zung mit einem Vorläufigkeitsvermerk (vorläufigen Zinsfest-

setzung) sind Einsprüche gegen die Zinsfestsetzung nicht 

mehr erforderlich, soweit die Höhe des Zinssatzes angegrif-

fen wird. 

Hintergrund: Der gesetzliche Zinssatz im Steuerrecht be-

trägt 6 % jährlich. Dies betrifft Zinsen für Steuernachzahlun-

gen, für gestundete oder ausgesetzte Beträge und für hin-

terzogene Steuern. Die Höhe des Zinssatzes ist verfas-

sungsrechtlich umstritten. Der Bundesfinanzhof (BFH) hält 

den Zinssatz nach einer vorläufigen Prüfung für den Verzin-

sungszeitraum ab 2012 für verfassungsrechtlich zweifelhaft. 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) gewährt Aussetzung 

der Vollziehung für Zinsen für Verzinsungszeiträume ab dem 

1.4.2012. 

Wesentliche Aussagen des BMF: Das BMF ordnet nun an, 

dass Zinsfestsetzungen grundsätzlich vorläufig festgesetzt 

werden. 

◼ Der Vorläufigkeitsvermerk gilt für erstmalige Zinsfestset-

zungen, aber auch bei der Korrektur einer Zinsfestsetzung. 

◼ Hat der Steuerpflichtige Einspruch gegen eine Zinsfestset-

zung eingelegt, die noch nicht mit einem Vorläufigkeitsver-

merk versehen war, so ruht das Einspruchsverfahren, bis 

die anhängigen Verfahren beim Bundesverfassungsgericht 

und beim BFH entschieden werden. 

Hinweis: Befindet sich der Steuerpflichtige schon im Kla-

geverfahren beim Finanzgericht oder beim BFH, darf der 

Vorläufigkeitsvermerk für die Zinsfestsetzung nur auf An-

trag des Steuerpflichtigen vorgenommen werden. 

◼ Ergeht die Zinsfestsetzung vorläufig und wird hiergegen 

Einspruch eingelegt, so ist der Einspruch als unbegründet 

zurückzuweisen. Dies gilt allerdings nicht, wenn der Steu-

erpflichtige neben dem Einspruch auch die Aussetzung der 

Vollziehung der Zinsfestsetzung beantragt. 

 

Hinweise: Die Vorläufigkeitsfestsetzung bewirkt, dass bei ei-

ner für den Steuerzahler positiven Entscheidung des Bun-

desverfassungsgerichts die Zinsfestsetzung zugunsten des 

Steuerzahlers geändert werden kann, ohne dass dieser vor-

her Einspruch eingelegt haben muss. 

Der Vorläufigkeitsvermerk wird auch für Erstattungszinsen 

gelten. Vor einer künftigen Änderung einer Festsetzung über 

Erstattungszinsen dürfte der Steuerzahler aber durch eine 

Regelung zum Vertrauensschutz, die auch für Zinsfestset-

zungen gilt, geschützt sein. Allerdings ist zu erwarten, dass 

der Gesetzgeber jedenfalls für die Zukunft den Zinssatz 

auch für Erstattungszinsen mindern wird, falls das Bundes-

verfassungsgericht den aktuellen Zinssatz von 6 % für Nach-

zahlungszinsen für zu hoch erachten sollte. 

Dieses Verfahren gilt allerdings nur für von der Finanzver-

waltung festgesetzte (Nachzahlungs-)Zinsen. Werden dage-

gen Zinsen aus Gewerbesteuernachzahlungen von der 

Stadt oder der Gemeinde festgesetzt, kann ein entsprechen-

der Vorläufigkeitsvermerk fehlen (so z. B. bei der Stadt Os-

nabrück). In diesen Fällen muss weiterhin Widerspruch und 

sofern dieser nicht möglich ist (so z. B. bei der Stadt Osnab-

rück) Klage erhoben werden. 

 GEHALTSTIPP 

Urlaubsanspruch in der Elternzeit 

Mitarbeiter erwerben auch dann einen Urlaubsanspruch, 

wenn sie sich in Elternzeit befinden. Allerdings können Ar-

beitgeber – anders als bei Mutterschutz oder Krankheit – den 

Jahresurlaubsanspruch für jeden vollen Kalendermonat der 

Elternzeit um ein Zwölftel kürzen. 

Bei der Berechnung ist unbedingt zu beachten, dass die Kür-

zung nur für volle Monate möglich ist. Beginnt oder endet die 

Elternzeit im Laufe eines Monats, entfällt die Kürzungsmög-

lichkeit für diesen Monat.  

Beispiel: Im Anschluss an die Mutterschutzfrist beginnt die 

Elternzeit am 3.09.2019 und endet am 06.07.2020. Der Ur-

laubsanspruch für 2019 kann somit um drei Monate (Oktober 

bis Dezember) und für 2020 um sechs Monate (Januar bis 

Juni) gekürzt werden. 

Die Kürzung des Urlaubsanspruches während der Elternzeit 

ist dem Mitarbeiter schriftlich mitzuteilen. Es bietet sich an, 

den Mitarbeiter in dem Bestätigungsschreiben zur beantrag-

ten Elternzeit über die Kürzung des Urlaubsanspruches zu 

informieren. Die Kürzung kann vom Arbeitgeber auch noch 

nach Beendigung der Elternzeit erklärt werden. Zu beachten 

ist jedoch, dass eine Kürzung nur noch erklärt werden kann, 

solange das Arbeitsverhältnis besteht. Nach Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses ist eine Kürzung nicht mehr mög-

lich und der nicht genommene Urlaub muss an den Mitarbei-

ter ausgezahlt werden.  

 


